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Weg mit den lauten 
Pfl asterstraßen!
Unsere Fraktion konnte sich mit dem Vorschlag, für 
Leipzig ein Pfl asterstraßenprogramm zur Minimierung 
von Verkehrslärm aufzulegen, erfolgreich durchsetzen.
Gerade alte Pfl asterstraßen sorgen für eine zusätz-
liche Lärmbelastung. Durch den Beschluss ist u.a. 
endlich auch die grundhafte Sanierung der Riebeck-
brücke inkl. der Einrichtung eines Radfahrstreifens 
in der Umsetzung, eine Maßnahme zur Lärmminde-
rung und Erhöhung der Verkehrssicherheit, die die 
Fraktion bereits seit mehreren Jahren eingefordert 
hat. Dr. Nicole Lakowa, die sich als Stadträtin und frü-
here Stadtbezirksbeirätin seit vielen Jahren für den 
Stadtbezirk Südost engagiert: „Das neue Programm 
ermöglicht, speziell Pfl asterstraßen in den nächsten 
Jahren grundhaft zu sanieren. So kann für Straßen 
mit erhöhten Lärmwerten neben Substanz- und Kom-
fortverbesserungen vor allem auch eine Verbesserung 
der Lärmsituation erreicht werden. Die Riebeckbrücke 
gehört mit einem Umgebungslärm von mindestens 
über 75 dB tagsüber und über 65 dB nachts zum am 
stärksten von Lärm betroffenen Straßenraum Leip-
zigs. Daher ist die nun anstehende Sanierung nicht 
nur für uns, sondern vor allem für die Anwohnerinnen 
und Anwohner und die täglichen Nutzer der Brücke 
ein großer Erfolg!“

Verkehrsberuhigung und 
Lärmschutz
Die Belastung der Wohngegend im Umfeld des Stöt-
teritzer Bahnhofes im Kreuzungsbereich Papier-
mühlstraße, Schönbachstraße und Güntzstraße durch 
S-Bahn- und Verkehrslärm war in Stötteritz schon lan-
ge Diskussionsthema – bisher ohne Ergebnis. Mit einer 
Neugestaltung zum Stadtplatz können nun der Stra-
ßenraum aufgewertet und zugleich verkehrliche Pro-
bleme gelöst werden. Für die notwendige Konzepter-
stellung stehen durch den Beschluss unseres Antrages 
nun Planungsmittel bereit. Ebenso kann dadurch die 
kurzfristige Einrichtung von Gehwegnasen und einer 

Querungshilfe zur Schönbachstraße realisiert werden. 
Das andere bislang ungelöste Problem betrifft die teil-
weise fehlende Lärmschutzwand an der Güntzstraße. 
Die Deutsche Bahn hat dort neue Gleise verlegt. Seit 
der Eröffnung des City-Tunnels fahren nun wesent-
lich mehr Züge durch Stötteritz, aber an entscheiden-
der Stelle – nämlich da, wo die Bahnstrecke auf die 
Wohnbebauung trifft – fehlt der dringend notwendi-
ge Lärmschutz. Unsere Fraktion wollte zunächst im 
Haushaltsverfahren erreichen, dass die Stadt für die 
Errichtung dieser Maßnahme in Vorleistung geht. 
Nachdem sich dagegen Widerstand im Stadtrat regte 
und die Bundesregierung zeitgleich ein neues Förder-
programm ins Leben rief, haben wir den Antrag statt-
dessen in das normale Antragsverfahren verwiesen. 
Nunmehr soll der Oberbürgermeister aufgefordert wer-
den, mit der Deutschen Bahn AG Verhandlungen zum 
Bau der Lärmschutzwand, welche dann über dieses 
Förderprogramm in wesentlichen Teilen fi nanziert 
werden könne, zu führen und dem Stadtrat bis Jah-
resende Bericht zu erstatten. Wir sind zuversichtlich 
auf einen positiven Beschluss des Stadtrates in den 
kommenden Monaten und hoffen im  Sinne der leidge-
prüften Anwohner auf ein baldiges Entgegenkommen 
und Einsehen der Deutschen Bahn.

Igelschutzzentrum langfristig 
sichern!
Igelschutz ist in Leipzig seit vielen Jahren existent – 
das Igelschutzzentrum des Vereins Igelfreunde Leip-
zig und Umgebung e.V. ist vielen Bürgern bekannt. In 
seiner Komplexität von Igelstation, Beratungsstelle 
für Igel- und Naturschutzfragen und Bildungsein-
richtung für Kinder und Jugendliche ist es einmalig 
in den neuen Bundesländern. Für seine langjährige 
Arbeit und sein Engagement wurde der Verein im Ok-
tober 2015 vom Deutschen Tierschutzbund mit dem 
Deutschen Tierschutzpreis ausgezeichnet. Mit durch-
schnittlich 400 vorübergehend stationär aufgenom-
menen, hilfsbedürftigen Igeln pro Jahr ist hier eine 
funktionierende Station vorhanden, deren Erhalt und 
Fortführung einen aktiven Beitrag für den Natur- und 
Igelschutz darstellt. Diese Umweltbildungsarbeit mit 
Projektunterricht mit ca. 1.200 Kindern im Jahr zur 
Sensibilisierung für ein verantwortungsvolles Leben 
und Handeln im Sinne des Igel- und Naturschutzes ist 
uns ein wichtiges Anliegen. Unser Antrag,  dafür eine 
zusätzliche halbe Stelle zu schaffen, wurde leider von 
der Stadtratsmehrheit abgelehnt. Dennoch werden wir 
uns auch weiter dafür einsetzen, dass das Igelschutz-
zentrum auch langfristig eine Perspektive erhält und 
von der Stadt unterstützt wird. •
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Für die nächsten Generationen –
mehr Potenziale erschließen
Quartiersschule Ihmelsstraße 
kommt – Robeson wird saniert!

Schulbau genießt in der Stadtpolitik momentan oberste  
Priorität, doch geht es dabei vorrangig um die Erweite-
rung der Kapazitäten. 
In der Ihmelsstraße in Volkmarsdorf wird durch Re-
aktivierung eines alten und leerstehenden Schulge-
bäudes eine Quartiersschule für den Leipziger Osten 
entstehen. Dieser und auch angrenzende Stadtteile 
sind geprägt von sozialen Benachteiligungen, einem 
hohen Anteil von Migranten und Migrantinnen.   Viele 
Kinder weisen Entwicklungsrückstände auf. Den 
Eltern  fehlen  oftmals die Ressourcen zur Bildungs-
förderung ihrer Kinder. Deswegen wird diese Schule 
sehr bewusst als Schule des Quartiers gebaut. Neben 
der Oberschule wird auch ein Gymnasium entstehen. 
Dieses Gymnasium ist die einzige Schulbaumaßnah-
me, die zügiger umgesetzt werden kann, als dies das 
fachlich zuständige Amt plante. 
Entsprechend erfreulich ist, dass wir durchsetzen 
konnten, die Planungsmittel für beide Schulen (Gym-
nasium und Oberschule mit Nebengebäude) zugleich 

bereit zu stellen, da durch eine zeitgleiche Planung 
und anschließendem parallelen Bau Synergien er-
zielt werden. Der städtebauliche Wettbewerb und der 
 Architektenwettbewerb sind bereits erfolgreich abge-
schlossen. Mitsamt dem Schulcampus sollen auch die 
dort angedachten externen Gebäude für die Mensa, die 
neue Stadtteilbibliothek (siehe Bibliotheksentwick-
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lungskonzeption) und für das Quartiersmanagement 
entstehen können. 
Die Sanierung von Schulgebäuden im Bestand kommt 
im Gegensatz zu den neuen Maßnahmen weiterhin zu 
kurz. Die Situation an der Paul-Robeson-Oberschule 
kann nun durch zusätzliche Haushaltsmittel zügig 
verbessert werden. Im Jahr 2018 werden zusätzlich 
zum Brandschutz die innere Sanierung und die Sanie-
rung der Toiletten vorgenommen. Dazu werden 2018 
zusätzlich 800.000 € bereit gestellt. Katharina Krefft: 
„Bei der Paul-Robeson-Schule täuscht der äußere, gute 
Eindruck. Innen ist die Schule unsaniert, die Toilet-
ten sind Zeugen längst vergangener Zeiten und einige 
 Gebäudeteile ungenutzt und abrisswürdig. Oberschu-
len geraten in Leipzig nach wie vor zu schnell aus dem 
Blick. Seitens der Stadt ist lediglich die brandschutz-
technische Ertüchtigung vorgesehen, allein das hat 
aber kaum Auswirkungen auf die Nutzung.“

Schulsozialarbeit startet durch!

Durch die neue Förderrichtlinie zur Schulsozialarbeit 
und der 2018 anstehenden Novellierung des Schul-
gesetzes wird sich der Freistaat endlich verstärkt 
jugendhilfepolitisch engagieren. Unserem Ziel einer 
fl ächendeckenden Etablierung von Schulsozialarbeit 
kommt die Stadt Leipzig dadurch näher. So wird zum 
kommenden Schuljahr auch die Albert-Schweitzer-
Schule für  Körperbehinderte mit Schulsozialarbeit 
unterstützt.  Neben dem Beschluss zur Einrichtung 
weiterer zehn Schulsozialarbeiterstellen versuchten 
wir zudem mittels eines Änderungsantrages, diese 
neuen Stellen nach bewährtem Konzept in Freier Trä-
gerschaft zu verankern, konnten uns damit allerdings 
nicht durchsetzen. Michael Schmidt: „Dass die Stadt 
auf Initiative der SPD-Fraktion nun selbst in diesen 
Leistungsbereich einsteigt, halten wir für falsch. Die 
Freien  Träger der Jugendhilfe haben in den vergan-
genen Jahren eine hervorragende und anerkannte 
Arbeit im Bereich der Schulsozialarbeit geleistet und 
mit ihren Teams ein Knowhow aufbauen können. Die 
Verwaltung sollte sich vielmehr um eine Stärkung der 
eigenen bereits bestehenden Strukturen bemühen, 
statt diese durch zusätzliche Leistungsbereiche noch 
weiter zu belasten.  Zumindest aber konnten wir im 
Beschluss festhalten, dass Landesmittel, die über die 
beabsichtigten zehn Stellen hinaus zur Verfügung 
stehen, bei Freien Trägern genutzt werden.“

Schulbibliotheken werden weiter 
gestärkt 
Schulbibliotheken fördern Leselust und Lesekom-
petenz, schaffen Lernbedingungen und dienen 
der Freizeitgestaltung. Die Schulbibliothekarische 
 Arbeitsstelle ist eine Abteilung, die für den Medi-
enbestand, die Einführung einheitlicher Standards, 
die Weiterbildung von Lehrern und Lehrerinnen, 
Hortnern und Hortnerinnen und den Aufbau von Ko-
operationen zwischen Schulen, Wirtschaft und der 
Stadtbibliothek verantwortlich ist. Der Stadtrat hat 
mit den Beschlüssen aus den Jahren 2012 und 2014 
die Stadtverwaltung mit dem systematischen Ausbau 
der Schulbibliotheken und Leseräume nach biblio-
thekarischen Standards beauftragt. Die wachsende 
Aufgabenvielfalt musste jedoch mit gleichbleiben-
dem Personal gestemmt werden.
Wir haben deswegen im Haushalt der Stadt eine zu-
sätzliche Vollzeitstelle für die schulbibliothekari-
sche Arbeitsstelle beantragt – mit Erfolg! 
Dieser Antrag reiht sich ein in eine Geschichte zur 
Sicherung der Schulbibliotheken und Leseräume 
durch unsere Fraktion. Seit 2010 bemühen wir uns 
sehr intensiv um die Erhaltung der Schulbibliothe-
ken und deren personelle Sicherung. Während die 
Schulbibliotheken damals vor der Schließung stan-
den, weil kein Personal mehr zur Verfügung stand, 
nehmen heute sukzessive weitere Schulbibliotheken 
die Arbeit auf.
Mittlerweile gibt es in der Stadt Leipzig 42 Schulbi-
bliotheken und 28 Leseräume in Grund- , Ober- und 
Förderschulen. Bis heute aber ist das Ziel, Schulbib-
liotheken in das Schulgesetz und damit auch in die 
Finanzierungsverantwortung des Freistaates aufzu-
nehmen, nicht erreicht.

Mehr Geld für Leipzigs 
Spielplätze
Seit 2009 bemühen wir uns um mehr Geld für Spiel-
plätze im öffentlichen Raum und in den Schulen 
und Kitas, um dem Verfall städtischer Spielplätze 
entgegenzuwirken. So konnten in den vergangenen 
Jahren  auf grüne Initiative zahlreiche Sanierungen 
und Neubauten realisiert werden. Auch auf Schul-
höfen, wo Spielgeräte vielerorts gesperrt oder ganz 
rückgebaut waren, konnten viele Verbesserungen er-
reicht werden.
Stefanie Gruner, bündnisgrüne Vertreterin im Kinder- 
und Familienbeirat: „Die wachsende und sich ver-
dichtende Stadt lässt zugleich den Nutzungsdruck 
auf den bestehenden Plätzen steigen und zieht auch 
neue Bedarfe an bislang unterversorgten Orten nach 
sich.
So sind z.B. die wenigen bestehenden Spielplät-
ze im Südosten bereits vollkommen überlastet, der 
Verschleiß ist immens. Wenn wir auch weiterhin 
dem Grundsatz der familienfreundlichen Stadt ent-
sprechen wollen, brauchen wir mehr Freiräume für 
Kinder und Jugendliche und ihre Familien. Mit der 
wachsenden Kinderzahl müssen auch die Angebote 
mitwachsen. Wir freuen uns außerordentlich, dass 
nach den jahrelangen Bemühungen unserer Fraktion 
um die Leipziger Spielplätze nun endlich auch die 
anderen Fraktionen diese Notwendigkeiten erkannt 
haben und mit eigenen Initiativen zusätzliche fi nan-
zielle Mittel einforderten. So ist es uns gelungen, für 
die Jahre 2017 und 2018 die Mittel für Spielplatzneu-
bauten auf jeweils 400.000 € zu verdoppeln und auch 
das Pfl egebudget um 100.000 € zu erhöhen.“

Gedenkstätte „Runde Ecke“ 
und Würdigung der Opfer des 
17. Juni 1953
Wir haben 100.000 € zusätzliche Mittel bereitgestellt, 
um die Arbeit des Museums der Runden Ecke, als dem 
authentischen Ort der Friedlichen Revolution, besser 
zu fi nanzieren. 
Die Friedliche Revolution mahnt uns, welchen Wert 
Demokratie hat. Gerade wenn wir umringt sind von 
Staaten, die demokratische und rechtsstaatliche 
Grundprinzien einfach wegfegen, ist es wesentlich 
sich zu besinnen, wie schwer es doch ist, eine Demo-
kratie zu erstreiten. Das Museum der Runden Ecke 
macht uns deutlich, welche Opfer gebracht wurden, 
welchen Risiken sich die Bürgerrechtler und Bür-
gerrechtlerinnen aussetzten, wie ein pervertiertes 
System alle Lebensbereiche durchdrang in vermeint-
lich guter Absicht. Nein, es ist nicht richtig, die Si-
cherheit über die Freiheit zu stellen. Es kann Sicher-
heit nur in Freiheit und Rechtsstaatlichkeit geben. 
Es war deswegen nötig, die Runde Ecke zu stärken. Zu 
schnell wird vergessen oder vergessen gemacht, was 
uns eint und was uns spaltet. Die Mechanismen sind 
immer die gleichen. Lernen wir sie kennen, machen 
wir sie uns bewusst und bewahren wir die Demokratie. 
Auch sollen damit das Konzept und die Weiterent-
wicklung des Museums gefördert werden.
Gemeinsam mit CDU, SPD und FDP haben wir die not-
wendigen Mittel für die Erneuerung des Gedenkortes 
der Opfer der Gewaltherrschaft von 1945 – 1989 und 
seine Einbindung in das Leit- und Wegesystem des 
Südfriedhofes sowie für die künstlerische Würdigung 
der Opfer der ersten Demokratiebewegung der DDR 
und die Informationstafel mit Erläuterungen zum 17. 
Juni 1953 im Bezirk Leipzig im Haushalt 2017 bereit 
gestellt. •

Michael Schmidt

Stadtrat, jugend-, familien- 
und sportpolitischer Sprecher, 
Vorsitzender des Petitions-
ausschusses, Jahrgang 1977, 
Kommunikations-/Medien-
wissenschaftler und Politologe, 
Lebensgemeinschaft, 2 Kinder

Petitionsausschuss (Vorsit-
zender) • Jugendhilfeaus-

schuss (inkl. Unterausschuss Finanzen) • FA Sport • 
Aufsichtsrat LVB • Aufsichtsrat Sportbäder Leipzig 
GmbH (SBL) • Jugendbeirat • Vergabegremium VOB
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Für eine lebenswerte Stadt –
Stadtentwicklung mit Weitblick
Schluss mit dem Verscherbeln 
von Grundstücken! 
Wir wollten zur Sicherung des kommunalen Eigen-
tums und einer vielseitigen Stadtentwicklung statt 
wie bisher Vergabe nach Höchstgebot das Erbbau-
recht und Verkäufe nach Konzeptvergabe stärken.
Bis heute wird nicht ausreichend auf den Stadtrats-
beschluss vom Juli 2015 zur Neuausrichtung der stra-
tegischen Liegenschaftspolitik eingegangen: Noch 
immer hat die Stadtverwaltung das entsprechende 
Strategiepapier nicht dem Stadtrat als Beschluss-
empfehlung vorgelegt. Wir sprechen uns in diesem 
Zusammenhang nochmals dafür aus, statt Vergaben 
nach Höchstgebot bei Veräußerungen kommunaler 
Liegenschaften verstärkt  auf das Erbbaurecht zu set-
zen und die Konzeptvergabe zur Anwendung zu brin-
gen. Vor diesem Hintergrund beantragten wir eine 
weitere Absenkung der Einnahmen aus Grundstücks-
verkäufen für die Jahre 2017 und 2018 um jeweils 1,0 
Mio. €. Dies wurde vom Stadtrat jedoch abgelehnt.

Kino der Jugend wird 
soziokulturelles Zentrum! 
Der Stadtrat hat auf unseren Antrag hin beschlos-
sen, im nächsten Jahr Mittel zur Unterstützung der 
Sanierung des „Kinos der Jugend“ bereitzustellen. 
Diese sollen durch Fördermittel des Programms 
„Städtebauförderung Soziale Stadt“ ergänzt werden, 
womit sich zur Verfügung stehende Gesamtmittel 
in Höhe von 400.000 € ergeben. Tim Elschner dazu: 
„Der Stadtrat hat zum ‚Kino der Jugend‘ ein kla-
res Bekenntnis abgegeben, welcher das dort aktive 
bürgerschaftliche Engagement zum Erhalt und zur 
Nutzung des Objektes anerkennt. Seit 2015 hat un-
sere Fraktion in Schritten erreichen können, dass 
Sicherungsmaßnahmen zur Gefahren abwehr und 
Wiederherstellung der Begehbarkeit des Gebäudes 
seitens der Stadtverwaltung im November 2016 ver-
anlasst wurden. Auch konnten wir erreichen, dass 
die Liegenschaft ‚Kino der Jugend‘ 2018 zur Vergabe 
im Erbbaurecht und im Wege der Konzeptvergabe 
auszuschreiben ist. Unser Ziel ist nun, das denk-
malgeschützte Objekt zu sanieren und dauerhaft als 
Magistralenzentrum einer kulturellen, sozialen und/
oder gemeinwesenorientierten Nutzung zuzuführen.“
Weil das „Kino der Jugend“ im Kerngebiet Leipziger 
Osten und damit im Fördermittelgebiet Städtebauför-
derung Soziale Stadt bis 2025 liegt, ist nun aufgrund 
des Beschlusses unseres Haushaltsantrages eine Mit-
telbeantragung für die Co-Förderung des Projektes 
möglich. 

Soziokultur im Budde-Haus

Soziokultur und Kreativräume sind vor allem auch für 
die Stadtteilkultur wichtig. Deshalb betonen wir seit 
Jahren die Bedeutung der öffentlichen Nutzung und 
weiteren Betreibung des Heinrich-Budde-Hauses für 
den Leipziger Norden. Dieses Haus ist ein wichtiger 
traditioneller soziokultureller Anlaufpunkt in Gohlis 
und benötigt eine gesicherte fi nanzielle und personel-
le Ausstattung. Mit der Betreibung des Budde-Hauses 
konnte ein freier Träger, der FAIRbund e.V., für die 
 soziokulturelle Nutzung beauftragt werden. Durch ei-
nen gemeinsamen Antrag mit der Fraktion Die Linke 
konnten wir zudem auch die Zustimmung zur Erhö-
hung der Kulturförderung um 170.000 € erreichen, die 
an den neuen Betreiber ausgezahlt werden – und damit 
nicht zulasten der Förderung anderer Vereine und Ini-
tiativen gehen wird. So konnte verhindert werden, dass 
die angemeldeten Mehrbedarfe anderer Akteure kom-
plett zurückgestellt oder abgelehnt werden müssen.
Annette Körner, Vorsitzende des Kulturausschusses: 
„Wir freuen uns, dass unser andauerndes Eintreten für 
eine steigende Kulturförderung in unserer wachsen-
den Stadt in der Haushaltsentscheidung nun Erfolge 
brachte! Geplant hatte die Verwaltung ursprünglich 
5,4 Mio. € zur Förderung der freien Kultur, 133.950 € 
mehr als im Jahr 2016 durch die beschlossene jährli-
che Erhöhung von 2,5 %. Doch durch Fraktionsanträ-
ge haben wir im Stadtrat die Förderung auf 5,9 Mio. € 
maßgeblich erhöhen können, ein großer Erfolg!“ 

Mehr Sitzgelegenheiten für die 
Innenstadt
Schon im Sommer 2017 soll die Stadtverwaltung ein 
Konzept vorlegen, wo in der Innenstadt und im wei-
teren Stadtgebiet an geeigneten Stellen zusätzliche 
Sitzgelegenheiten gebaut werden können. Unsere 
Fraktion  hatte schon 2015 nachgefragt und erfahren, 
dass ein Konzept für Sitzgelegenheiten in Vorberei-
tung sei. Bis zur Haushaltsbeschlussfassung lag die-
ses immer noch nicht vor. Angesichts dessen beauftra-
gen wir die Stadtverwaltung, nun endlich das Konzept 
vorzulegen und beschlossen auch die Sachmittel. Mit 
diesem Beschluss werden nun neben dem Konzept 
für den tatsächlichen Bau der Sitzgelegenheiten in 
den Jahren 2017/2018 jeweils 100.000 € eingestellt, mit 
dem Ziel, nicht nur weitere Sitzgelegenheiten in der 
Innenstadt, sondern auch in den Stadtbezirken und 
Ortschaften an geeigneten Standorten zu schaffen. 
Sitzgelegenheiten sind für die Stadt der kurzen Wege, 
die den alltäglichen Fußverkehr gezielt fördert, eine 
wichtige Maßnahme. Bei Straßensanierungen wie 
beispielsweise in der Könneritzstraße wurden zuletzt 
schon mehrere Sitzgelegenheiten im Fußwegbereich 
integriert. Es ist zu erleben, wie gut diese Bänke ange-
nommen werden. Sie laden zum Verweilen und zum 
Ausruhen ein und werten die Straße als Lebensraum 
im Stadtviertel auf. Nunmehr sollte die Umsetzung 
des längst fälligen Konzeptes nach Beschlussfassung 
durch den Stadtrat zügig erfolgen. 

Bürgerschaftliches Engagement 
besser nutzen!
Um die Arbeitsbereiche „Bürgerbeteiligung“ und „bür-
gerschaftliches Engagement“ zu stärken, wurden 
durch Antrag zum Haushalt 50.000 € zusätzlich einge-
stellt und für die Koordinierungsstelle „Leipzig weiter 
denken“ eine Personalstelle dauerhaft eingerichtet.
Als Ergebnis des Bilanzierungsprozesses zur Leipziger 
Bürgerbeteiligung wurde festgestellt, dass verschiede-
ne Bereiche zur Bürgerbeteiligung und bürgerschaftli-
chem Engagement sinnvollerweise zusammen geführt 
werden sollten, um insbesondere Synergien zu nutzen 
und die Beteiligungskultur weiter damit zu befördern. 
Die Koordinierungsstelle „Leipzig weiter denken“ 
führt Beteiligungsveranstaltungen, Befragungen 
und Online-Dialoge durch. Außerdem nimmt sie eine 
beratende  Funktion innerhalb der Verwaltung ein, die 
es künftig auch gegenüber Bürgern und Politik auszu-
bauen gilt.
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Weitere Initiativen auf dem Weg

Stadtraum Salzgäßchen/Ecke Reichsstraße neu 
gestalten
Die Gestaltung des innerstädtischen Raumes Salzgäß-
chen/Ecke Reichsstraße soll auf den Weg gebracht 
werden.
Dabei soll nach unserer Auffassung:
1. das übermäßig aufgeweitete Salzgäßchen ver-
schmälert 
2. Sitzgelegenheiten sowie nach Möglichkeit Was-
serspiele geschaffen und (weitere) Straßenbäume ge-
pfl anzt 
3. und möglichst analog der „Thomaswiese“ geprüft 
werden, ob auch eine Grünfl äche mit hoher Aufent-
haltsqualität realisiert werden kann.

Angebote der Seniorenhilfe ausbauen
Wir plädieren für die Erarbeitung einer Konzeption zur 
Stärkung der „Kultursensiblen Pfl ege in der Altenpfl ege“ . 
Menschen, in der besonderen Situation der Hilfebe-
dürftigkeit durch ambulante oder stationäre Pfl ege, 
sind auf geschulte Fachkräfte unmittelbar angewiesen. 
In dieser Lebenszeit sollte immer die Würde der pfl ege-
bedürftigen Menschen im Mittelpunkt stehen. Dies ist 
möglich durch eine den jeweiligen kulturellen Bedürf-
nissen angepasste  Arbeitsweise und bei Pfl ege von äl-
teren Menschen mit Behinderung, mit Migrationshin-
tergrund und mit nicht heterosexueller Lebensweise. 
Wir halten deshalb den weiteren Ausbau von beson-
deren, interkulturellen und auch mehrsprachigen 
Unterstützungsangeboten für Pfl egefachkräfte für 
 erforderlich.

Projektmittel für das Kulturerbejahr 2018
2018 soll nach dem Willen der Europäischen Kom-
mission ein Europäisches Kulturerbejahr werden. 
Es soll unter dem Motto „Sharing Cultural Herita-
ge“ stehen und hat das Ziel, den Bürgerinnen und 
Bürgern in Europa die Zeugnisse gemeinsamer 
 Geschichte und Kultur ins Bewusstsein zu rufen 
und das Engagement für deren Erhaltung zu fördern.
Die Stadt Leipzig mit ihrem großartigen Denkmals-

bestand soll sich daran mit einer Ausschreibung be-
teiligen, um z.B. auf bedrohte Denkmäler aufmerksam 
zu machen und Initiativen, die sich für die Revitalisie-
rung einsetzen, zu bekräftigen. 

Schwimmhalle weicht Neubau der 120. Grundschule
Die ruinösen Baureste der ehemaligen Schwimmhalle 
Südwest werden in den kommenden Jahren abgeris-
sen. Das sich bis zur Dieskaustraße erstreckende Ge-
samtareal soll für einen Neubau der 120. Grundschule 
inkl. einer Turnhalle und eines ebenfalls benötigten 
Kitaneubaus genutzt werden. Ob auch im Sinne der 
Renaturierung und öffentlichen Nachnutzung die 
vorhandene Erholungs- und Freizeitspielfl äche umge-
staltet und aufgewertet werden kann bleibt abzuwar-
ten. Ziel der Grünen-Fraktion ist neben dem begrü-
ßenswerten Schul- und Kitaneubau auch der Erhalt 
des vorhandenen Spiel- und Freizeitbereiches, da es 
gerade im Südwesten nur einen öffentlich zugängli-
chen Bolzplatz gibt, welcher zudem in einem enorm 
schlechten Zustand ist. Hier braucht es künftig ein 
Mehr an Angeboten für Kinder und Jugendliche.

Die Anträge werden jetzt im regulären Verfahren bera-
ten. Über den aktuellen Sachstand informiert immer 
aktuell unsere Webseite. •Fo
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Stadtteilzentrum für Dölitz, 
Lößnig und Dösen
Es gibt nicht viel in Dölitz, Dösen und Lößnig. Ja, es 
gibt die agra, ja – Kleingärten und den Silbersee mit 
Stadtteilpark, ja – viel ruhiges Wohnen und einen Kin-
der- und Jugendtreff „Paradise“. 
Und rund herum viel Langeweile, Desillusion und 
fehlende Entwicklungsperspektiven. Lange Jahre 
waren diese drei Stadtteile unauffällig. Die Aufmerk-
samkeit galt immer anderen Stadtteilen. Jetzt wird 
im Planungs raumkonzept der Stadtteilkoordinato-
ren deutlich, dass ein dringender Handlungsbedarf 
besteht, um diese Stadtteile voranzubringen und die 
Bewohnerinnen und Bewohner dabei mitzunehmen. 
Wir konnten uns im Haushaltsverfahren mit unserer 
Forderung durchsetzen, für die Etablierung eines ge-
meinwesenorientierten Stadtteilzentrums in Lößnig 
für die Stadtteile Dölitz, Lößnig und Dösen ein Konzept 
zu erstellen, und die erforderlichen Umsetzungsmittel 
auch im Jahresverlauf bereit zu stellen. Gemeinwe-
senarbeit hat die Besonderheit, dass sie aktivierend 
mit den Bewohnern und Bewohnerinnen an den vor-
handenen Missständen arbeitet. Sie weckt Ideen und 
Energien und trägt damit letztlich zur besseren Ak-
zeptanz und zu einer Verantwortungsübernahme bei. 

Suchtprävention 

Mit dem Haushaltsantrag zum „Projekt Trampolin“ 
(Personalkosten), konnten wir dazu beitragen, ein 
wichtiges Projekt zur Suchtprävention abzusichern. 
Mit dem Beschluss des Stadtrats zum Antrag sind für 
das Projekt nun zwei Personalstellen beim Zentrum 
für Drogenhilfe gesichert.
Trampolin ist ein Projekt, das mit Kindern und Ju-
gendlichen aus suchtbelasteten Familien arbeitet. 
Diese Kinder und Jugendlichen sind vielen Belas-
tungen ausgesetzt, beginnend mit der Erfahrung des 
Versagens verlässlicher Begleitung durch die Eltern, 
des aus der Suchtkrankheit herrührenden alltägli-
chen psychischen Stresses und der fi nanziellen Not 
bis hin zu einer schlechten Startperspektive für die 
eigene Zukunft.
Dr. Judith Künstler: „Die Kinder und Jugendlichen 
laufen Gefahr, früher oder später selbst den Aus-
weg im Drogenkonsum und durch Nachahmungs-
verhalten zu suchen. Dieser Entwicklung arbeitet 
das Trampolin-Projekt intensiv präventiv entgegen. 
Hier steht – gerade wegen der gegebenen belasten-
den, widrigen Grundbedingungen, die Stärkung der 
kindlichen Persönlichkeit und die stabile, gesunde 
Entwicklung im Mittelpunkt der Angebote und des 
Prozesses.“
Der Träger bekommt nun aus dem städtischen Haus-
halt die Absicherung seines Personals, um das enorm 
wichtige Projekt mit seinen geschulten Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen durchzuführen, zumal derzeit 
weiter steigende Fälle von Suchterkrankungen (v.a. 
auch Spielsucht) in Familien zu erleben sind.

Höhere Investitionen in gezielte 
Jugendhilfe 
Seit Jahren freuen wir uns über die positiven Her-
ausforderungen der wachsenden Stadt mit ihrer ste-
tig steigenden Anzahl an Kindern und Jugendlichen. 

Eine der damit verbundenen Aufgaben ist, den durch 
die erhöhte Nachfrage wachsenden Bedarf an Ange-
boten im Bereich der Jugendhilfe zu decken.
Schon allein die Deckung der steigenden Kosten zum 
Erhalt des Vorhandenen war in den vergangenen 
Jahren sehr schwierig und konnte nur gegen den 
Willen der Verwaltungsspitze durchgesetzt werden.
Petra Cagalj Sejdi: „Nur durch eine fraktionsüber-
greifende Zusammenarbeit konnte erreicht werden, 
dass nunmehr vier Jahre in Folge die Mittel in der 
Jugendhilfe deutlich erhöht werden. So ist es für
die Jahre 2017/18 sogar möglich, punktuell eine Ver-
besserung der Angebote vorzunehmen. So werden
beispielsweise die Mütterzentren in mehreren Stadt-
teilen personell gestärkt, um ihre Familienbildungs-
angebote besser durchführen zu können.“
Nach wie vor reicht das Geld aber nicht, um neue 
Projekte als zusätzliche Angebote zu etablieren. Hier 
müssen wir weiter dran bleiben, denn gut eingesetz-
te Investitionen in die Kinder- und Jugendarbeit 
werden später zu niedrigen Kosten bei den Hilfen 
zur Erziehung und anderer sozialer Unterstützung 
führen.
Die jugendhilfepolitischen Sprecher der Fraktionen 
haben daher auch einen aktuellen Antrag an den 
Stadtrat gerichtet, um ein neues und sinnvolles Ju-
gendwohnprojekt ab 2018 zu etablieren, wofür das 
Geld im aktuellen Jugendhilfeetat leider nicht ge-
reicht hat. Hierfür sollen zusätzliche Finanzierungs-
quellen in anderen Ämtern gefunden werden. 

Petra Cagalj Sejdi

Stadträtin, migrationspoliti-
sche Sprecherin, Jahrgang 
1978, Germanistik, Südosteu-
ropawissenschaft, Kommuni-
kations- und Medienwissen-
schaft M.A., verheiratet,
2 Kinder

Jugendhilfeausschuss •
FA Sport • Migrantenbeirat • 

Aufsichtsrat Leipziger Gewerbehofgesellschaft mbH 
& CoKG • Aufsichtsrat Leipziger Gewerbehof Service 
GmbH • Aufsichtsrat Saatzucht Plaußig GmbH •
Verbandsrat Sparkassenzweckverband

Für Leipzig im Aufwind – Wir nehmen alle mit

Dr. Judith Künstler

Stadträtin, gesundheits-
politische Sprecherin, Jahr-
gang 1970, Hausärztin, 1 Kind 

Betriebsausschuss Jugend,
 Soziales, Gesundheit • 

Aufsichtsrat Städtische 
Bestattungswesen GmbH • 
Drogenbeirat
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„Ohne uns kein 
wir“–Stadt fördert 
Frauenfestival
2017 wird in Leipzig das zweite Frauenfestival stattfi n-
den. Wir konnten dafür erreichen, dass die Stadt Leip-
zig das Festival mit 25.000 € unterstützt. Nachdem 2015 
im Rahmen des Festjahres zur 1000-Jahrfeier das erste 
Leipziger Frauenfestival mit großem Erfolg stattgefun-
den hat, werden am 24. Juni 2017 auf dem Leipziger 
Marktplatz wieder viele Künstler und Künstlerinnen 
zu erleben sein. Es wird einen großen Angebots- und 
Info-Markt mit zahlreichen Unternehmerinnen, Hand-
werkerinnen, Initiativen und Vereinen geben. 
Dr. Gesine Märtens: „Dann erobern Frauen den öffent-
lichen Raum. Wir hören grandiose Musik von Frauen 
und informieren an unseren Ständen über den aktiven 
Beitrag von Frauen für ein demokratisches und pros-
perierendes Leipzig. OHNE UNS KEIN WIR! Es liegt an 
„uns“, wie „wir“ gesellschaftliche Widersprüche lösen 
und ein gewaltfreies und friedliches Band zwischen 
den Menschen unterschiedlicher Religionen, Kulturen 
und Herkunftsländer bewirken können.“
Die fi nanzielle Beteiligung der Stadt wird für die Kos-
ten zur Absicherung der Gagen der Künstlerinnen, 
 Moderatorinnen und Helferinnen sowie für die Inf-
rastruktur auf dem Marktplatz genutzt. Alle Frauen 
Leipzigs sind herzlich eingeladen, am Fest mitzuwir-
ken. Unter www.leipzigerfrauenfestival.de sind alle 
Ansprechpartnerinnen zu fi nden. Zum Feiern sind 
dann natürlich alle Leipzigerinnen und Leipziger ein-
geladen!

LSBTIQ*-Lebensweisen weiter 
stärken!
Das Referat für Gleichstellung von Frau und Mann 
kann im Aufgabenbereich „ Beauftragte für Menschen  
gleichgeschlechtlicher Lebensweise“ zukünftig  mit 
einer zusätzlichen halben Stelle und damit einer  gan-
zen Vollzeitstelle planen. Dies wurde mit unserem  
Antrag zum Haushalt möglich. Leider nicht be-
schlossen wurde allerdings die Umbenennung der 
Beauftragtenstelle in „Beauftragte für LSBTIQ*-
Lebensweisen“ (lesbische, schwule, bisexuell, 
transgender, transsexuell, intersexuell und queer) 
sowie eine Verdoppelung der kommunalen Förde-
rung des Christopher Street Day (CSD) auf 10.000 €. 
Der weiter wachsende Tätigkeitsumfang im Referat 
ist evident. Die Arbeit für die Akzeptanz von selbst-
bestimmten sexueller Identität und Lebensweisen 
erfordert verstärkt die fachpolitische Arbeit der Be-

auftragten. Zudem kommt der verwaltungsinternen 
Beratung ein wesentlicher Teil der Arbeit zugute. 
Weiterhin dient diese Fachstelle auch der Unterstüt-
zung der LSBTIQ*-Community, der Bereitstellung von 
Beratungs- und Serviceangeboten und der Akzeptanz 
von Vielfalt in der Gesellschaft. Unstrittig ist mittler-
weile, dass andere vergleichbar große Städte für diese 
freiwillige Aufgabe ebenfalls entsprechende Stellen-
anteile vorhalten.

Teilhabeplan fördert Inklusion

Unter dem Titel „Auf dem Weg zur Inklusion“ erarbei-
tet die Stadt Leipzig seit Beginn des Jahres 2015 ihren 
1. Teilhabeplan. Bereits 2009 ratifi zierte Deutschland 
die UN-Behindertenrechtskonvention, die auf Bun-
des-, Landes- und auch auf kommunaler Ebene um-
zusetzen ist. Eine Vielzahl von Vorschlägen wurde 
dafür in den Leipziger Arbeitsgruppen Wohnen und 
Mobilität, Bildung, Freizeit, Kultur und Sport sowie 
Arbeit und Beschäftigung erarbeitet. Der Plan liegt 
noch immer nicht vor. Für nötige Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung des Teilhabeplans 
werden auf die Stadt Leipzig Ausgaben zukommen. 
Die von der Stadtverwaltung in den Haushaltsplan-
entwurf für die Jahre 2017 und 2018 jeweils pauschal 
eingestellten 100.000 € für Maßnahmen erachteten 
wir als zu niedrig. 
Um ein kraftvolleres Zeichen zu setzen und auch 
vor dem Hintergrund, dass für die Beantragung von 
Fördermitteln auch kurzfristig Eigenmittel zur Ver-
fügung stehen sollten, haben wir die pauschale Ver-
dopplung der bereits von der Stadtverwaltung in den 
Jahren 2017 und 2018 eingestellten Beträge vorge-
schlagen und konnten den Stadtrat zumindest dazu 
gewinnen, diese Verdopplung für 2018 vorzunehmen. 
Jetzt kann die Verwaltung endlich Gas geben, um bis 
Herbst ein Konzept für die Erstellung des Teilhabe-
plans inklusive Kostenveranschlagung zu erarbeiten.

Freiwilligen-Agentur bekommt 
Servicestelle 
Dieter Deissler (WVL): „Bürgerschaftliches Engage-
ment genießt in Leipzig einen hohen Stellenwert und 
ist auch nicht mehr aus dem öffentlichen Leben der 
Stadt wegzudenken. Sehr viele Angebote und Leistun-
gen in Kultur, Sport, Soziales und weiteren Bereichen 
werden durch Ehrenamtliche übernommen, auch 
Leistungen, die die Kommune nicht (mehr) fi nanzie-
ren kann.“ 
Daher übertrug der Stadtrat der Freiwilligen-Agentur 
Leipzig e. V. die Aufgabe, eine Servicestelle für Verei-
ne und gemeinnützige Einrichtungen aufzubauen. Um 
diese Leistungen dauerhaft zu stabilisieren und das 
Angebot inhaltlich zu erweitern und für eine größe-
re Zahl von Einrichtungen erbringen zu können, hat 
unsere Fraktion erfolgreich zusätzliche Personal- und 
Sachmittel durchsetzen können.
Mit dem Grundbekenntnis des Stadtrates sollen Poli-

tik und Verwaltung gemeinsam das Ziel durch Erar-
beitung einer gemeinsamen und ämterübergreifenden 
Strategie die Förderung bürgerschaftlichen Engage-
ments realisieren. Bis dato fehlt noch immer eine klar 
definierte Ehrenamtsstrategie der Stadt. Ein extra 
dafür gebildeter Beirat sollte eigentlich Anfang 2016 
seine Arbeit aufnehmen, um die Erarbeitung der Eh-
renamtsstrategie bis Ende 2016 fachlich zu begleiten. 
Leider ist diesbezüglich noch nichts geschehen. Wir 
werden dies weiter konsequent einfordern.

Stadt schafft Ombudsstelle 
im Kinderschutz
Das Bundeskinderschutzgesetz verpfl ichtet stationä-
re und teilstationäre Einrichtungen der Jugendhilfe 
stärker als bisher zur Qualitätssicherung im Kinder-
schutz. Dies soll beispielsweise dem Ziel der Etablie-
rung und Überprüfung von einrichtungsspezifi schen 
Kinderschutz-Konzepten dienen. Wir hatte daher 
den Haushaltsantrag gestellt, zur Schaffung einer 
externen Beschwerde-/Ombudsstelle zur Qualitats-
sicherung im Kinderschutz zwischen KlientInnen 
und den Erziehungs- und Familienberatungsstellen 
zusätzlich zu den Mitteln im Kinder- und Jugendhil-
febudget 100.000 € p.a. für zunächst 2017/18 zur Ver-
fügung zu stellen.
Auch die Leipziger Erziehungs- und Familienbera-
tungsstellen sprachen sich für die Schaffung einer 
externen Beschwerdestelle ein, welche als neutra-
le Ansprechpartnerin für Klienten und Klientinnen 
im Beschwerdefall zur Verfügung steht, sie über 
ihre Rechte informiert und in komplizierten Fällen 
bei der Aufklärung von Verdachtsmomenten helfen 
kann. 
Wir freuen uns, dass mit dem Haushaltsbeschluss 
die Ombuds- und Beschwerdestelle auf den Weg ge-
bracht wurde und erwarten einen zügigen Umset-
zungsvorschlag der Verwaltung. •

Dr. phil. Gesine Märtens

Stadträtin, gleichstellungs-
politische Sprecherin,
Jahrgang 1971, Therapeutin, 
Sozial- und Kulturwissen-
schaftlerin, Partnerschaft, 
zwei Töchter

FA Jugend, Soziales, Gesund-
heit und Schule • FA Kultur • 
Betriebsausschuss Kultur-

stätten • Gleichstellungsbeirat • Aufsichtsrat LEVG • 
Aufsichtsrat LEVG & Co.KG

Dieter Deissler

Stadtrat (WVL), Jahrgang 1949, 
Bauingenieur, FA Allgemeine 
Verwaltung • Grundstücksver-
kehrsausschuss • Aufsichtsrat 
Leipziger Wohnungsbaugesell-
schaft mbH (LWB) • Aufsichts-
rat der Beratungsgesellschaft 
für Beteiligungsverwaltung 
Leipzig mbH (bbvl) •

Aufsichtsrat Investregion Leipzig GmbH (IRL)
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